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Zusammenfassung
Dieser Beitrag überprüft anhand einer statistischen Auswertung die Bedeutung von Leihstim-
menverhalten im Bundestagswahljahr 2013. Während Leihstimmen der FDP einen unerwartet
hohen Stimmanteil bei der Landtagswahl in Niedersachsen bescherten, verfehlte die FDP bei
der Landtagswahl in Bayern und auch bei der Bundestagswahl den Einzug ins Parlament. Der
Leihstimmenlogik zufolge sollten Unionsanhänger mit starken Präferenzen für eine schwarz-gel-
be Koalition Anreize gehabt haben, die FDP mit ihrer Zweitstimme zu unterstützen, wenn sie
deren Einzugschancen als unsicher bewerteten. Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass die
Erklärungskraft dieses Ansatzes kontextabhängig ist. Dies unterstreicht die Bedeutung von Fak-
toren auf der Parteien- und Wahlebene für strategisches Wahlhandeln.
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Rental Votes in the German Federal Election 2013

Abstract
In this article, we analyse the importance of rental votes in the federal election year of 2013.
While rental votes helped the FDP to enter parliament in the State election of Lower-Saxony, the
FDP fell short of the electoral threshold in the Bavarian State Elections and the Federal election.
According to rental voting logic, supporters of the CDU who suspected that the FDP will fall
short on the electoral threshold ought to have voted for the FDP to make their most preferred
coalition more viable. Our results indicate that strategic voting worked very differently in the
three elections.
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Summary

Rental votes received considerable atten-
tion during the election year 2013. While
rental votes helped the FDP to gain a phe-
nomenal election result in the Lower Sax-
ony state election, in both the Bavarian state
election and the Federal election the FDP
fell short of the electoral threshold and con-
sequently no longer holds any seats in both
parliaments. Political commentators often
ascribed the difference in the electoral out-

comes to a lack of rental votes in these elec-
tions. Such an interpretation questions vot-
er-based rental voting theories. According
to these, supporters of the Christian Democ-
rats faced the same incentive to rent out
their vote to the prospective junior coalition
partner FDP in all three elections. In case
they were uncertain whether the FDP enters
parliament, rental votes would have been a
useful strategy to make the preferred coali-
tion more viable. This strategic perspective
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further implies that it is not directly possible
to infer about rental votes in a given elec-
tion from the aggregated outcome. The ob-
served election outcome only highlights
that there were not enough rental votes to
save the FDP from falling below the thresh-
old. 

In this article, we test the explanatory
power of rental vote theory, employing sur-
vey data from the three elections. Based on
a statistical model, we are able to address
the question if rental voting occurred in all
three elections. We find empirical support
for rental voting in the State election of Low-
er-Saxony, but no support for the Bavarian
nor the Federal election. These results illus-
trate the importance of the electoral context
in explaining rental voting behaviour. We
suggest that party strategies and campaign
factors mediate the individualistic rationali-
ties of casting a rental vote.

1 Einleitung

Eine der größten Überraschungen der Bun-
destagswahl im September 2013 war das
Scheitern der FDP an der 5%-Klausel. Der
Koalitionspartner der CDU/CSU war damit
zum ersten Mal seit Bestehen der Bundesre-
publik nicht im Bundestag vertreten. Für
viele politische Experten kam das schlechte
Abschneiden der FDP überraschend, da sie
von einer Stärkung des FDP-Stimmenanteils
durch Leihstimmen von CDU/CSU-Wählern
ausgegangen waren. Noch im Januar 2013
hatte die Landtagswahl in Niedersachsen
ein eindrucksvolles Beispiel für strategische
Wählerkoordination geliefert. Anstatt der et-
wa 4 bis 6%, die für die FDP laut Wähler-
umfragen prognostiziert wurden, erhielt die
Partei am Wahltag 9,9% der Wählerstim-
men. Laut eines Berichts der Forschungs-
gruppe Wahlen hatten rund 80% der FDP-
Wähler1 aber eigentlich die CDU favorisiert
(Forschungsgruppe Wahlen, 2013). Dieser

erstaunlich hohe Anteil an Leihstimmen war
der Startpunkt einer bundespolitischen Dis-
kussion, die das Wahljahr 2013 in besonde-
rer Weise prägen sollte. Noch eine Woche
vor der Bundestagswahl erhielt die Leih-
stimmenthematik durch das Ausscheiden
der FDP aus dem Bayerischen Landtag er-
neute Brisanz. Dadurch wurde deutlich,
dass die Unionswähler der FDP womöglich
auch im Bund keine ausreichende Unter-
stützung in der Form von Leihstimmen zu-
gestehen würden. Trotz einer daraufhin von
der FDP-Führung scheinbar panisch lancier-
ten Zweitstimmenkampagne verpasste die
FDP knapp den Einzug in den Bundestag,
was die bundespolitische Parteienland-
schaft nachhaltig verändert hat.

Auch für die politikwissenschaftliche
Forschung stellt das Leihstimmverhalten im
Wahljahr 2013 eine interessante Fallstudie
dar. Trotz ähnlicher Ausgangssituationen er-
hielt die FDP im Wahljahr 2013 Leihstim-
men in unterschiedlichem Umfang, was
etablierte wählerbasierte Modelle des strate-
gischen Wählens auf die Probe stellt (Cox,
1997; Gschwend, 2007; Meffert &
Gschwend, 2010, 2011; Shikano, Herr-
mann & Thurner, 2009). Anders als eliten-
basierte Erklärungsansätze, die die mediale
Berichterstattung im Wahljahr 2013 domi-
niert haben, und davon ausgehen, dass
Leihstimmenverhalten in erster Linie durch
Signale der Parteien gelenkt wird, beruhen
diese Modelle auf einer individuenbasierten
Logik. Demnach sollten insbesondere Uni-
ons-Wähler mit ausgeprägten Präferenzen
für eine schwarz-gelbe Koalition Anreize
haben, mit ihrer Zweitstimme den Junior-
partner FDP zu wählen, wenn sie den Wie-
dereinzug der FDP als gefährdet ansehen.
Da Wähler unterschiedliche und unter-
schiedlich stark ausgeprägte Koalitionsprä-
ferenzen haben, und die Wiedereinzugs-
chancen der FDP anders einschätzen, impli-
zieren diese wählerbasierten Modelle, dass
einige Wähler eher dazu neigen eine Leih-

1 Auch wenn wir im Folgenden von einem Wähler sprechen, steht selbstverständlich außer Frage, dass es
sich dabei genauso gut um eine Wählerin handeln kann. Da wir theoretisch zwischen den Geschlechtern
keinen Unterschied sehen, haben wir uns auf die kürzere männliche Form beschränkt, wenn wir den Sin-
gular benutzen.
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stimme zu vergeben als andere. Folglich be-
deutet das schlechte Abschneiden der FDP
bei der bayerischen Landtagswahl und der
Bundestagswahl keinesfalls automatisch,
dass Leihstimmverhalten in diesen Wahlen
keine Rolle gespielt hat. Vielmehr ist es
möglich, dass das strategische Wählermo-
dell auch in diesen Wahlen funktioniert hat,
jedoch im Vergleich zu Niedersachsen nur
für die Wahlentscheidung eines kleineren
Teils der Wählerschaft relevant war. So
könnte das unterschiedliche Ausmaß des
strategischen Wählens z.B. darin begründet
sein, dass eine schwarz-gelbe Koalition bei
der niedersächsischen Unions-Wählerschaft
durchschnittlich beliebter war als im Bund
oder in Bayern oder die Wiedereinzugs-
chancen der FDP unterschiedlich wahrge-
nommen wurden.

Aber ist dies wirklich der Fall? Ist das
strategische Wählermodell in der Lage, in
allen drei Wahlen klassisches Leihstimm-
verhalten zu identifizieren? Oder hat sich
das Leihstimmverhalten der Unionswähler
im Wahljahr 2013 grundsätzlich verändert?
Anhand einer statistischen Auswertung von
Wahlstudien zu den Landtagswahlen in
Niedersachen und Bayern und zur Bundes-
tagswahl werden wir in diesem Beitrag die
Erklärungskraft des strategischen Wähler-
modells für das Wählerverhalten der Uni-
onswähler in diesen drei Wahlen überprü-
fen. Als Datenbasis dienen zum einen Wäh-
lerbefragungen des Projektes Making
Electoral Democracy Work (Blais, 2010),
sowie Daten der German Longitudinal
Election Study (Rattinger et al., 2014). Wir
können zeigen, dass Wähler offenbar nicht
unabhängig vom jeweiligen Kontext einer
Wahl Leihstimmen vergeben. Nur bei der
Landtagswahl in Niedersachsen können wir
Wahlverhaltensmuster identifizieren, die
mit der bisherigen Theorie übereinstimmen.
Abschließend diskutieren wir einige Impli-
kationen, welche unsere Ergebnisse für die
zukünftige Forschung haben.

2 Leihstimmen als Ergebnis

eines individuellen

strategischen Kalküls

Eine der definierenden Eigenschaften der re-
präsentativen Demokratie in parlamentari-
schen Regierungssystemen ist, dass Regie-
rungen direkt von einer jeweiligen Mehr-
heit im Parlament abhängig sind. Solange
keine einzelne Partei eine entsprechende
Mehrheit an Sitzen im Parlament erhält,
spielen für die Regierungsbildung Koalitio-
nen von Parteien eine entscheidende Rolle.
Obwohl Wähler sich in der Bundesrepublik
letztlich nur zwischen Parteien auf dem
Stimmzettel entscheiden können, sind mög-
liche Regierungsbündnisse nicht nur für
promovierte Wähler oder „Politikjunkies“
wichtig. Konsequenterweise zeigt sich nicht
nur in der Bundesrepublik, dass Wähler ne-
ben Parteipräferenzen auch systematisch
Präferenzen für verschiedene Koalitionen
entwickeln (Aldrich, Blais, Indridason et al.,
2004; Bargsted & Kedar, 2009; Blais, Al-
drich, Indridason et al., 2006; Fredén,
2014; Meffert & Gschwend, 2010; Meffert,
Huber, Gschwend et al., 2011; Pappi &
Gschwend, 2005). Unter solchen Bedin-
gungen kann es natürlich vorkommen, dass
ein Wähler, gerade weil er eine bestimmte
Koalitionspräferenz besitzt, seine ansonsten
meistpräferierte Partei nicht wählt. Denkbar
sind etwa Situationen, in denen seine präfe-
rierte Partei offen für eine Koalition eintritt,
die dieser Wähler selbst nicht unterstützt
(Gschwend & Hooghe, 2008). Man spricht
von einer expressiven Koalitionswahl (Pap-
pi & Gschwend, 2005), wenn Wähler sich
für eine Partei der meistpräferierten Koaliti-
on aussprechen, ohne dabei gleichzeitig ih-
re präferierte Partei zu wählen. Ein solches
Motiv führt zu keinem strategischen Verhal-
ten, weil nur die entsprechende Koalitions-
präferenz entscheidungsrelevant ist. Es er-
gibt sich eine reine Präferenzwahl für eine
Partei der meistpräferierten Koalition.

Im deutschen Fall sprechen wir von
„Leihstimmen“, wenn Anhänger einer grö-
ßeren Partei, also etwa der CDU/CSU oder
der SPD, sich am Wahltag für den jeweils
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ausgemachten Junior-Koalitionspartner, also
etwa für die FDP oder die Grünen, ausspre-
chen. Eine solche Stimmabgabe ist genau
dann strategisch, wenn sie nicht schlicht die
Koalitionspräferenz des Wählers abbildet,
sondern nur unter bestimmten Umständen
erfolgt – nämlich, wenn ohne solche Stim-
men für den Junior-Koalitionspartner keine
Mehrheit im Parlament für die präferierte
Koalition erwartet wird. Dieser Fall ist dann
besonders relevant, wenn der jeweilige klei-
nere Koalitionspartner Gefahr läuft, an der
5%-Hürde zu scheitern. Damit wären alle
Stimmen für die kleine Partei verschenkt2

und die potentielle Mehrheit im Parlament
ginge verloren. Wenn aber in diesem Fall
einige Anhänger des großen Koalitionspart-
ners den Juniorpartner wählen, dann bleibt
trotz veränderter Stimmabgabe die Summe
der Stimmen des Koalitionslagers unverän-
dert. Eventuell hätte dann aber der kleine
Koalitionspartner genügend Stimmen, um
die 5%-Hürde zu überspringen und damit
die Mehrheit für die Koalition zu sichern.
Die Vergabe von Leihstimmen gilt als strate-
gisches Verhalten von Wählern in Situatio-
nen, in denen erwartet wird, dass die Koali-
tion ohne diese Stimmen nicht regierungsfä-
hig sein wird. Es gibt mittlerweile eine Rei-
he von Studien für Länder wie Deutschland
(Cox, 1997; Gschwend, 2007; Linhart,
2007; Meffert & Gschwend, 2011; Shikano,
Herrmann & Thurner, 2009), Österreich
(Meffert & Gschwend, 2010) und Schweden
(Fredén, 2014), die systematische Evidenz
eines solchen Verhaltens mit unterschied-
lichsten Methoden, Untersuchungsdesigns
und Daten dokumentieren.

Die meisten Beiträge verschreiben sich
einer individualistisch geprägten Perspekti-
ve. Danach neigen einige Wähler unter be-
stimmten Bedingungen eher dazu, eine
Leihstimme zu vergeben als andere. Wenn
Wähler sich auf eine Koalition festgelegt ha-
ben – ausgedrückt durch eine starke Präfe-
renz für diese Koalition (Meffert &
Gschwend, 2010) oder eine geringe Diffe-

renz zwischen den Präferenzen für die ein-
zelnen Koalitionsparteien (Gschwend,
2007) – und gleichzeitig unsicher sind, ob
der Junior-Koalitionspartner die Sperrklau-
sel überwinden wird, dann sollte die Verga-
be einer Leihstimme wahrscheinlicher sein.
Wähler, die entweder sicher sind, dass der
Junior-Koalitionspartner im Parlament reprä-
sentiert sein wird oder aber sicher sind, dass
der kleinere Koalitionspartner den Einzug
ohnehin nicht schaffen wird, sollten keinen
Anreiz haben, eine Leihstimme zu vergeben
– selbst, wenn sie die Koalition präferieren
(Gschwend, 2007; Meffert & Gschwend,
2010; Shikano, Herrmann & Thurner,
2009). Im Unterschied dazu sollte für ex-
pressive Koalitionswähler die Erwartung
keine entscheidende Rolle spielen, solange
die Partei im Parlament repräsentiert ist.

Für strategisches Leihstimmen-Wählen
ergibt sich somit eine klare theoretische Im-
plikation. Der Einfluss von Koalitionspräfe-
renzen auf die Wahlentscheidung zuguns-
ten des kleineren an Stelle des größeren Ko-
alitionspartners sollte abhängig davon sein,
für wie wahrscheinlich Wähler den Einzug
des Juniorpartners ins Parlament ansehen.
Besonders für Wähler, die sich unsicher
über den Einzug des Juniorpartners sind,
sollten Koalitionspräferenzen die Wahlent-
scheidung beeinflussen. Die Theorie unter-
scheidet nicht zwischen Wählern, die sich
sicher sind, dass der Juniorpartner ins Parla-
ment einzieht, und solchen, die sich sicher
sind, dass er nicht einzieht. Dementspre-
chend beinhaltet das relevante entschei-
dungstheoretische Modell Koalitionspräfe-
renzen, Maße zur Quantifizierung der Unsi-
cherheit über den Einzug der kleineren Ko-
alitionspartei ins Parlament sowie einen In-
teraktionseffekt zwischen Koalitionspräfe-
renzen und der Unsicherheit, um den be-
dingten Einfluss von Koalitionspräferenzen
zu berücksichtigen.

In dieser Perspektive hängt die Bedeu-
tung von Leihstimmen etwa für den Fall der
FDP in einer bestimmten Wahl vor allem

2 Zurückgehend auf Duverger (1954) wird die Motivation von Wählern, ihre Stimme nicht zu verschenken,
die sogenannte „wasted-vote“ Logik, ganz allgemein als Mechanismus für strategisches Verhalten von
Wählern betrachtet. 
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von der durchschnittlichen Beliebtheit der
CDU-FDP-Koalition und der Erwartung ab,
wie sicher die FDP ins Parlament einzieht
und nicht an der 5%-Hürde scheitert. Nur
wenn ein angemessen großer Anteil von
Wählern eine CDU-FDP-Koalition präferiert
und gleichzeitig unsicher ist, ob die FDP ins
Parlament einziehen wird, sollte das FDP-
Ergebnis am Wahltag durch Leihstimmen
entscheidend beeinflusst sein. Diese Per-
spektive legt aber auch nahe, dass sich ein
Teil der Wähler trotzdem gemäß des strate-
gischen Kalküls verhält, selbst wenn im
Endergebnis kein großer Gewinn durch
Leihstimmen zustande kommt. Wann im-
mer ein Wähler gerne eine Koalition zwi-
schen der FDP und der CDU sehen würde,
er sich aber unsicher ist, ob die FDP den
Einzug schaffen wird, sollte er die FDP wäh-
len.

Das Wahljahr 2013 ist ein besonders gu-
ter Testfall für die Theorie des Leihstimmen-
wählens, weil die Ausgangssituation in den
Wahlen ähnlich war, die Ergebnisse der
FDP sich jedoch stark unterschieden. In al-
len drei Wahlen waren zudem die Voraus-
setzungen für strategische Leihstimmen ge-
geben. Daher stellt sich die Frage, ob es an
den individuellen Erwartungen lag, dass
Leihstimmen nur in einem Kontext – der
Landtagswahl in Niedersachsen – der FDP
zu einem bedeutenden Vorteil verhalfen,
wie es gemäß der Theorie zu erwarten wäre.

3 Die Leihstimmenthematik im

Wahljahr 2013

Die Leihstimmenthematik hat das Wahljahr
2013 auf besondere Weise geprägt. Dies
gilt für die Landtagswahlen in Niedersach-

sen und Bayern sowie die Bundestagswahl.3

Die parteipolitischen Ausgangspositionen
waren bei allen drei Wahlen in wichtigen
Punkten vergleichbar. Sowohl in den Län-
dern Niedersachsen und Bayern als auch im
Bund bewarb sich eine Koalition aus Uni-
onsparteien und FDP um eine Weiterfüh-
rung der Regierungszusammenarbeit.4 Zu-
dem war die Realisierbarkeit einer solchen
Koalition in besonderem Umfang vom Ab-
schneiden der FDP abhängig. In allen Wah-
len bewegte sich die FDP laut Umfragen
sehr nahe an der 5%-Hürde, in Niedersach-
sen und Bayern tendenziell knapp darunter,
bei der Bundestagswahl tendenziell knapp
darüber.

Während sich die FDP in allen drei Wah-
len klar zu einer Fortführung der Koalition
bekannte und andere Optionen ausgeschlos-
sen hatte, nahm die Koalitionsfrage im
Wahlkampf der Unionsparteien in den drei
Wahlen einen unterschiedlichen Stellenwert
ein. In Niedersachsen stellte eine schwarz-
gelbe Mehrheit für Ministerpräsident McAl-
lister die einzige Machtoption dar, da die
CDU eine Koalition mit Bündnis90/Die Grü-
nen ausgeschlossen hatte. Die Parteienkon-
stellation ließ auch kaum eine andere Per-
spektive realistisch erscheinen (etwa die ei-
ner Großen Koalition), da sich durch den
wahrscheinlichen Nichteinzug der Linken in
den niedersächsischen Landtag ein schwarz-
gelbes und ein rot-grünes Lager gegenüber-
standen. Somit war klar, dass eines der Lager
zwangsläufig eine absolute Mehrheit auf
sich vereinen würde. Die Frage, ob die FDP
es über die 5%-Hürde schaffen würde, wo-
möglich mit Hilfe von Leihstimmen, war ei-
nes der bestimmenden Themen in einem an-
sonsten inhaltsarmen Wahlkampf. Die Leih-
stimmenthematik wurde in der medialen Öf-

3 Zudem fand gleichzeitig mit der Bundestagswahl eine Landtagswahl in Hessen statt, auf welche in die-
sem Artikel aber aufgrund fehlender vergleichbarer Umfragedaten nicht eingegangen wird.

4 Die offizielle Koalitionsaussage der CSU zur Landtagswahl in Bayern war auch eine Weiterführung der
Regierungskoalition. Gleichwohl war eine CSU-Alleinregierung laut Umfragen im Bereich des Mögli-
chen. Diese Option wurde jedoch von der CSU im Wahlkampf nicht öffentlich verfolgt oder gar thema-
tisiert. Für die Leihstimmenlogik ist die Option der alleinigen Mehrheit nur insofern von Relevanz, als
dass sie imstande ist, für die CSU-Wählerschaft eine schwarz-gelbe Koalition als meistpräferierte Regie-
rungsoption abzulösen. Nichtsdestotrotz sollte laut dem strategischen Wählermodell ein CSU-Wähler ei-
ne Leihstimme für die FDP abgeben, solange er eine schwarz-gelbe Koalition einer CSU-Alleinregierung
vorzieht.
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fentlichkeit breit diskutiert und war zudem
durch positive Äußerungen McAllisters zu
Leihstimmen von CDU-Wählern angeheizt
worden. Dass die FDP am Wahltag überra-
schende 9,9% erreichte und das schwarz-
gelbe Lager knapp eine Regierungsmehrheit
verfehlte, führte auch in der Bundes-CDU zu
innerparteilichen Diskussionen. Das Ergeb-
nis der Niedersachsen-Wahl wurde derart
interpretiert, dass die FDP-Gewinne allein
auf Kosten des CDU-Ergebnisses gingen, oh-
ne entsprechende Vorteile für beide Parteien
zu realisieren. Besondere Brisanz erhielt die
Thematik, da die Landtagswahl in Nieder-
sachsen innerhalb der CDU als Generalpro-
be für die Bundestagswahl im Herbst ange-
sehen wurde. Das übermäßige Ausmaß an
Leihstimmverhalten führte somit innerhalb
der CDU/CSU zu einem Überdenken der
parteipolitischen Positionierung gegenüber
der FDP in späteren Wahlkämpfen.

Diese Neupositionierung war bei der
Bundestagswahl im September zu beob-
achten. Anders als in Niedersachsen führte
die Union einen Wahlkampf, in dem die
Koalitionsfrage eine untergeordnete Rolle
einnahm. Fragen nach möglichen Koalitio-
nen beantwortete die Unionsführung
durchweg, indem sie darauf verwies, eine
Weiterführung der Regierungskoalition sei
zwar erwünscht, die Koalitionsfrage stelle
sich aber erst nach der Wahl. Die in der
letzten Wahlkampfwoche gestartete Leih-
stimmenkampagne der FDP wurde durch
massiven Widerspruch aus der Unionsfüh-
rung direkt bekämpft.5 Auch bei der Land-
tagswahl in Bayern hatte die Leihstimmen-
thematik bereits eine Rolle gespielt. Ähn-
lich wie die Bundes-CDU hatte sich die
CSU für eine Weiterführung der Regie-
rungskoalition ausgesprochen, aber davon
abgesehen, einen Koalitionswahlkampf zu
führen. Zudem hatte sich Ministerpräsident
Seehofer in Interviews klar gegen eine Leih-
stimmenkampagne zugunsten der FDP aus-
gesprochen.6

Es lässt sich festhalten, dass die parteipo-
litische Ausgangsposition in den drei Wah-
len ähnlich war. In allen drei Fällen wurde
die Weiterführung der schwarz-gelben Re-
gierungskoalition durch beide Parteien an-
gestrebt, während der Juniorpartner FDP
Gefahr lief, knapp den Einzug ins Parlament
zu verpassen. Somit waren in allen drei
Wahlen die Grundvoraussetzungen für stra-
tegisches Leihstimmverhalten vorhanden.
Das wählerbasierte Modell strategischen
Wählens sollte folglich in der Lage sein,
Leihstimmverhalten in allen drei Wahlen zu
identifizieren. Die drei Wahlen stellen aller-
dings eine harte Probe für das Modell dar,
weil sich die strategische Positionierung im
Wahlkampf, insbesondere der Unionspar-
teien, zwischen den Wahlkontexten unter-
scheidet. Während die CDU in Niedersach-
sen die Zweitstimmenkampagne der FDP in
weiten Teilen tolerierte, lehnten  die Uni-
onsparteien in Bayern und bei der Bundes-
tagswahl diese ab. Sollte das wählerbasierte
Erklärungsmodell trotzdem in der Lage sein,
Leihstimmverhalten in den unterschiedli-
chen Kontexten ausfindig zu machen? In
den folgenden Teilen soll die Erklärungs-
kraft dieses Modells in den jeweiligen
Wahlkontexten überprüft werden.

4 Das Leihstimmen-Modell

In unserer Analyse möchten wir überprüfen,
inwieweit die empfundene Möglichkeit ei-
nes Scheiterns der FDP an der 5%-Hürde
die Wahlentscheidung zwischen FDP und
Union beeinflusst hat. Wähler mit einer
starken Präferenz für eine schwarz-gelbe
Regierungskoalition und der Befürchtung,
dass die FDP knapp aus dem Parlament aus-
scheiden könnte, sollten die größte Bereit-
schaft für die Vergabe einer Leihstimme auf-
weisen. Diese Wähler sollten daher ihre
Stimme eher der FDP als der CDU geben
als solche, die entweder ein Scheitern der
FDP an der Sperrklausel für unwahrschein-

5 Z.B. Liberale nach Bayern-Wahldebakel - Für die FDP geht es ums Ganze, in: Süddeutsche Zeitung.
16.08.2013.

6 Z.B. Seehofer: „Sorgenfreie Zone Unterfranken“, in: Mainpost. 05.08.2013.
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lich halten oder aber den Einzug der FDP
ins Parlament als gesichert betrachten.

Im Folgenden entwickeln wir ein theore-
tisches Entscheidungsmodell, in dem Koali-
tionspräferenzen die Wahrscheinlichkeiten,
für die Koalitionspartner zu stimmen, in un-
terschiedlichem Ausmaße beeinflussen.
Das Basismodell kann erweitert werden,
um zu testen, ob der Effekt der Koalitions-
präferenz durch die wahrgenommene Mög-
lichkeit eines Scheiterns der FDP an der
5%-Hürde verändert wird.7 Unsere Analyse
konzentriert sich auf die Wahlentscheidung
zwischen der FDP (j = 1), der CDU bzw.
CSU (j = 2) oder einer anderen Partei (j =
3).8 yi repräsentiert dabei die Wahlentschei-
dung von Individuum i:

Wählers. Während der Effekt von Parteiprä-
ferenzen auf den Nutzen für beide Parteien
gleich ist, kann der Effekt der Koalitionsprä-
ferenz auf den Nutzen unterschiedlich sein.
Unter der Annahme, dass der Fehlerterm εij

einer Typ-1-Extremwertverteilung folgt, er-
gibt sich ein konditionales Logit-Modell
(McFadden, 1973). Wenn wir weiterhin den
Nutzen eines Wählers in eine systematische
(Vij) und eine stochastische (εij) Komponente
aufteilen, erhalten wir Uij = Vij + εij und so-
mit das folgende Wahrscheinlichkeitsmo-
dell:

1
2
3

i

FDP
y CDU

anderePartei
= (1)

Wir definieren Uij als den Nutzen von Indi-
viduum i, der mit der Wahlentscheidung für
Option j {1, 2, 3} einhergeht. Der indivi-
duelle Nutzen aus der Entscheidung für die
FDP (Ui1) und die CDU (Ui2) kann dann als
eine Funktion aus den Parteipräferenzen Pij

und der Präferenz für eine CDU-FDP-Koali-
tion Ki modelliert werden. Um das Modell
zu identifizieren, fixieren wir den systemati-
schen Nutzen, der mit der Wahl einer ande-
ren Partei einhergeht, auf 0.9

0 1
1 1 1 1 1

0 1
2 2 2 2 2

3 3

i i i i

i i i i

i i

U P K

U P K
U

β δ β ε
β δ β ε
ε

= + + +

= + + +
=

(2)

3
1

exp[ ]
Pr( )

exp[ ]
ij

i
k ik

V
y j

V=

= = (3)

0 0 1 1
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( 1)( )
( 2)

( ) ( ) ( )

i

i

i i i

Pr ylog
Pr y

K P Pβ β β β δ

= =
=

− + − + −
(4)

βj
0 repräsentiert dabei die Konstante, βj

1 den
Effekt der Präferenz für eine schwarz-gelbe
Koalition und δ den Effekt der Parteipräfe-
renzen auf den Nutzen eines einzelnen

Um zu analysieren, wie Koalitions- bzw.
Parteipräferenzen die Wahrscheinlichkeit
beeinflussen, die FDP an Stelle der CDU zu
wählen, ist die Darstellung als logarithmier-
tes Verhältnis der Wahrscheinlichkeiten,
FDP statt CDU zu wählen, hilfreich:

Eine erste Implikation dieses Modells ist,
dass – abhängig von der Größe der Differenz
(β1

1 − β2
1) – entweder die FDP oder die

CDU ihre Chancen erhöht, von Wählern mit
starken Präferenzen für eine Koalition aus
CDU und FDP gewählt zu werden. Ist diese
Differenz größer als 0 (β1

0 > β2
0), steigt mit

der Stärke der Präferenz für eine schwarz-
gelbe Koalition die Wahrscheinlichkeit, die
FDP an Stelle der CDU zu wählen. Ist die
Differenz hingegen kleiner als 0 (β1

0 < β2
0),

so erhöhen starke Koalitionspräferenzen die
Wahrscheinlichkeit, dass ein Wähler eher
für die CDU als für die FDP stimmt.

7 Für ähnliche Modelle in der Literatur siehe Gschwend (2007) sowie Meffert und Gschwend (2010).
8 Prinzipiell ist auch eine Beschränkung der Analyse auf Stimmverhalten von Unionsanhängern denkbar,

was aber eine Identifizierung von Unionsanhängern voraussetzt. Die hier gewählte breite Spezifizierung
ist aus unserer Sicht vorzuziehen, da sie nicht von möglicherweise willkürlichen Klassifizierungen ab-
hängt.

9 Der Nutzen für die Wahl einer anderen Partei wird dabei nur durch den unsystematischen Fehlerterm εi3
beeinflusst.
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Die Leihstimmen-Logik impliziert je-
doch keinen unabhängigen Effekt von Koali-
tionspräferenzen auf die Wahrscheinlich-
keit, FDP anstatt CDU zu wählen. Vielmehr
folgt aus ihr, dass ein Anstieg der Wahr-
scheinlichkeit, FDP zu wählen, von den Er-
wartungen hinsichtlich ihrer Einzugswahr-
scheinlichkeit abhängt. Sind Wähler mit
starken Präferenzen für eine Koalition aus
CDU und FDP unsicher, ob die FDP den
Einzug schafft, sollten sie eher bereit sein,
ihre Stimme der FDP an Stelle der CDU zu
geben. Dies sollte nicht zwangsläufig für
Wähler gelten, die sich relativ sicher sind,
dass die FDP die Sperrklausel entweder
überwinden oder an ihr scheitern wird. Um
diese Überlegung in das Modell zu integrie-
ren, parametrisieren wir sowohl β1

1 als auch
β2

1 als eine Funktion aus der erwarteten Ein-
zugswahrscheinlichkeit (Pri). Der Einfach-
heit halber definieren wir Pri als eine Dum-
my-Variable, die angibt, ob ein Wähler den
Einzug der FDP ins Parlament als unsicher
betrachtet (1) oder nicht (0).

Insgesamt ergibt dies ein konditionales
Logit-Modell mit einem Interaktionseffekt
zwischen der Unsicherheit eines Individu-
ums hinsichtlich der Einzugswahrschein-
lichkeit der FDP und der Präferenz für eine
Koalition aus CDU und FDP. Die Parameter
können mittels Maximum-Likelihood ge-
schätzt werden.

5 Analyse des

Leihstimmverhaltens bei 

den Landtagswahlen in

Niedersachsen und Bayern

und der Bundestagswahl

2013

Für die empirische Überprüfung des Mo-
dells benötigen wir Individualdaten zu den
Partei- und Koalitionspräferenzen von Wäh-
lern, ihren Erwartungen hinsichtlich des Ab-
schneidens der FDP sowie zu ihrem Ab-
stimmungsverhalten. Für die Bundestags-
wahl 2013 greifen wir hierzu auf Survey-
Daten aus der German Longitudinal Electi-
on Study (GLES, ZA5700) zurück. Es han-
delt sich dabei um eine Querschnittsbefra-
gung, die im Vorfeld zur Wahl durchgeführt
wurde.11 Befragte wurden darin unter ande-
rem gebeten, ihre Haltung zu den Parteien
sowie möglichen Koalitionsregierungen auf
einer 11-Punkte-Skala wiederzugeben (ge-
naue Fragetexte im Appendix). Zur Schät-
zung unserer Modelle benötigen wir die
Wählerbewertung der CDU und FDP sowie
die Wählerbewertung einer schwarz-gelben
Regierungskoalition. Weiterhin sollten Be-
fragte auf einer 5-Punkte-Skala angeben, für
wie wahrscheinlich sie den  Einzug der FDP
in den Bundestag halten. Anhand der Ant-
worten auf diese Frage konnten wir die
Wähler in zwei Gruppen aufteilen: Befrag-
te, die einen Einzug oder ein Scheitern der
FDP für wahrscheinlich oder sicher hielten,

0 0 1
1 1 1 1 1 1

0 0 1
2 2 2 2 2 2

3 3

( )

( )
i i i i i

i i i i i

i i

U P PR K

U P PR K
U

β δ γ γ ε
β δ γ γ ε
ε

= + + + +

= + + + +
=

(6)

1 0 1
j j j iPrβ γ γ= +  (5)

Die Vergabe einer Leihstimme durch Wäh-
ler i sollte wahrscheinlicher werden, wenn i
unsicher ist, ob die FDP an der Sperrklausel
scheitert (Pri = 1). Daher sollte β1

1 größer
sein als β2

1 (γ1
0 + γ1

1 > γ2
0 + γ1

1). Ist Wäh-
ler i hingegen sicher, dass die FDP entwe-
der scheitern oder aber sicher ins Parlament
einziehen wird (Pri = 0), sind andere Szena-
rien plausibel.10 Integrieren wir Gleichung
(5) in die Gleichung (2), resultiert das voll-
ständig spezifizierte Leihstimmen-Modell.
Auf diese Weise können wir Schätzungen
für γ erhalten:

10 Das erste Szenario ist, dass beide Parteien gleichermaßen von einem Anstieg der Koalitionspräferenz
profitieren (γ1

0 ≈ γ2
0). Im zweiten Szenario profitiert der Junior-Koalitionspartner substantiell mehr (γ1

0 >
γ2

0). Schließlich könnte es auch sein, dass der große Koalitionspartner mehr hinzugewinnt (γ2
0 > γ1

0).
11 Vorwahlstudien haben das generelle Problem, dass das Wahlverhalten von Spätentscheidern möglicher-

weise nicht akkurat erfasst wird. Jedoch ist nicht abzuschätzen, warum dieses Problem besondere Rele-
vanz für Leihstimmenverhalten hat. 
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bilden die Gruppe der relativ sicheren Wäh-
ler. Für sie sollte das Leihstimmen-Argu-
ment gemäß den obigen Ausführungen we-
niger Bedeutung haben als für solche Wäh-
ler, die mit „vielleicht“ antworteten und
dementsprechend unsicher waren, wie die
FDP in der Wahl abschneiden würde. Die-
se Kategorisierung ist konsistent mit in frü-
heren Forschungsbeiträgen getroffenen Ko-
dierentscheidungen (Meffert, Huber,
Gschwend et al., 2011; Shikano, Herrmann
& Thurner, 2009). Schließlich wurden die
Befragten auch nach ihrer beabsichtigen
Abgabe der Zweitstimme gefragt. Anhand
der Antworten bildeten wir eine Variable
mit den Ausprägungen „FDP“, „CDU“ und
„andere Partei“, die in unserem Modell als
abhängige Variable dient.

Für die Landtagswahlen in Bayern und
Niedersachsen verwenden wir Daten aus
dem Projekt Making Electoral Democracy
Work (MEDW; Blais, 2010). In beiden Fäl-
len handelt es sich wiederum um Vorwahl-
Querschnittsbefragungen.12 Die für unsere
Analyse relevanten Fragen sind weitestge-
hend identisch zu den GLES-Daten. Partei-
und Koalitionspräferenzen wurden eben-
falls anhand einer 11-Punkte-Skala abge-
fragt. Auch die Frage nach der beabsichtig-
ten Zweitstimme ist inhaltlich identisch.
Unterschiede ergeben sich bei der erwarte-
ten Einzugswahrscheinlichkeit der FDP. An-
statt einer Skala mit lediglich fünf Antwort-
kategorien konnten Befragte ihre Erwartun-
gen anhand einer 11-Punkte-Skala von
„sehr unwahrscheinlich“ bis „sehr wahr-
scheinlich“ ausdrücken. Wiederum unter-
teilten wir die Wähler in zwei Gruppen. Be-
fragte in den Antwortkategorien 4 bis 6 stel-
len dabei die Gruppe jener Wähler, die den
Einzug der FDP als unsicher betrachteten.13

Diese Kodierung ergibt Gruppengrößen von
unsicheren und sicheren Wählern, die mit
den Gruppengrößen im Bund vergleichbar

sind. Aufgrund der ähnlichen Umfragewer-
te für die FDP in den drei Wahlen erscheint
die Kategorisierung somit plausibel. Der
Anteil der Befragten, die angaben, die FDP
zu wählen, ist in allen drei Studien ver-
gleichbar. Während in unserem Sample in
Niedersachsen 6,3% die FDP wählen woll-
ten, sind es im Bund mit 5,7% etwas weni-
ger, und in Bayern mit 9,0% überraschen-
derweise etwas mehr.

Zuallererst ermöglichen die verschiede-
nen Datensätze eine Einschätzung der
durchschnittlichen Bewertung der Regie-
rungsoptionen durch die Wähler. Zur Un-
tersuchung des Leihstimmverhaltens ist
hierbei vor allem die Bewertung der Koaliti-
onsoptionen durch Unionsanhänger von In-
teresse. Wir begutachten den Prozentsatz
der Befragten, die der CDU/CSU ihre
höchste Bewertung gegeben haben und ei-
ne schwarz-gelbe Koalition anderen Koali-
tionen vorziehen. Während im Bund der
Anteil der CDU-FDP-Anhänger mit 66% un-
ter den Unionsanhängern am höchsten
liegt, wurde diese Koalitionsoption in Nie-
dersachsen von 52% favorisiert. Am we-
nigstens wünschenswert war eine schwarz-
gelbe Koalition in Bayern mit 35%. In Bay-
ern favorisieren eine Mehrheit der CSU-An-
hänger eine CSU-Alleinregierung (66%). Ei-
ne Große Koalition war in Niedersachsen
und im Bund bei Unionsanhängern die
zweitbeliebteste Regierungsoption (Nieder-
sachsen: 45%; Bund: 32%). Des Weiteren
unterscheiden sich die CDU/CSU-Befürwor-
ter deutlich in der Einschätzung der Wahr-
scheinlichkeit einer Alleinregierung. Auf ei-
ner 11-Punkte-Skala gab der durchschnittli-
che CDU-Befürworter in Niedersachsen
3,39 an, in Bayern lag die durchschnittliche
Einschätzung bei 6.14 Dies deutet darauf
hin, dass eine Alleinregierung der CSU in
Bayern von den CSU-Befürwortern als rela-
tiv wahrscheinlich eingeschätzt wurde. Es

12 Der Befragungs-Modus unterscheidet sich zwischen den Daten des MEDW-Projekts und der GLES. Wäh-
rend das MEDW-Projekt Befragungen internetbasiert durchführte, wurden Befragte in der GLES persön-
lich interviewt. Außerdem unterscheidet sich die Sample-Größe zwischen den Studien stark. Während
wir Angaben von 5906 Befragten in Bayern nutzen können, sind es 2001 Befragte im GLES-Datensatz,
bzw. 983 Befragte in Niedersachsen.

13 Die Fragetexte aller Studien befinden sich im Anhang.
14 Für den Bund liegen leider keine Daten vor.

Dieses Dokument ist lizenziert für BW|Universität Mannheim, uV31096g.
Alle Rechte vorbehalten. © Politische Psychologie.  Download vom 12.02.2024 08:31 von www.wiso-net.de.



97Leihstimmen im Bundestagswahljahr 2013

lässt sich zusammenfassen, dass eine
schwarz-gelbe Koalition in Niedersachsen
und im Bund vergleichbare Popularitätswer-
te unter Unionsanhängern hatte. Es ist keine
Überraschung, dass die Landtagswahl in
Bayern abweicht, da hier eine Alleinregie-
rung der CSU möglich war und dies auch
von der CSU-Anhängerschaft präferiert wur-
de. Nichtsdestotrotz präferierte immer noch
ein substantieller Anteil der CSU-Anhänger
eine schwarz-gelbe Koalition, was ein brei-
tes Reservoir potentieller Leihstimmengeber
darstellt.

Von Bedeutung für Leihstimmverhalten
ist zudem die Verteilung der Parteibewer-
tungen und wahrgenommenen Einzugssi-
cherheit der FDP unter den Unions-Anhän-
gern. Abbildung 1 zeigt die Verteilung die-
ser Merkmale für die Wahlen in Bayern,
Niedersachsen und im Bund, wieder für
Wähler, die der CDU (bzw. CSU) die beste
Bewertung gegeben haben. Die gestrichel-
ten Linien stellen jeweils den Mittelwert
dar. Insgesamt unterscheiden sich die Ver-
teilungen zwischen den Wahlen nur gering.

Die auffälligsten Abweichungen ergeben
sich hinsichtlich der Koalitionsbewertung.
Während die Koalition in Niedersachsen so-
wie in Bayern in etwa die gleiche Zustim-
mung erfährt, wird sie im Bund im Durch-
schnitt etwas positiver gesehen. Auch die
FDP wird im Bund etwas positiver bewertet
als in Niedersachsen und Bayern. Gleich-
zeitig ist im Bund der Anteil der Wähler, die
den Einzug der FDP ins Parlament als unsi-
cher betrachten, am kleinsten (27%). In
Niedersachsen und in Bayern ist dieser
Wert nahezu identisch (36% in beiden Län-
dern). Solche kleineren Differenzen könn-
ten allerdings auch auf die Frageformulie-
rung oder die unterschiedlichen Skalen zu-
rückzuführen sein. Deswegen sehen wir
eher die Vermutung bestätigt, dass die
Kennziffern unter Unions-Befürwortern in
den drei Wahlen relativ ähnlich sind.

Basierend auf diesen Daten kann für al-
le Wahlen das Leihstimmen-Modell ge-
schätzt werden.15 Die Schätzungen für das
Leihstimmen-Modell fasst Tabelle 1 zusam-
men. Für alle drei Wahlen wurden jeweils

Abbildung 1. Verteilung der FDP-Bewertungen, Koalitionsbewertung CDU-FDP und Unsicherheit
über den Einzug der FDP, unter Unionsanhängern in Niedersachsen, Bayern und Bund
Anmerkung. Gestrichelte vertikale Linien zeigen Durchschnitte der jeweiligen Verteilungen.

15 Wir benutzen die in R 3.0.2 implementierte optim-Funktion, um die Likelihood des Modells numerisch
direkt zu maximieren.
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zwei Modelle geschätzt. Modell 1 stellt da-
bei das Basismodell dar, in dem Partei- und
Koalitions-Bewertungen, Parteiidentifikati-
on sowie weitere Kontrollvariablen (Alter,
Geschlecht, Bildung) enthalten sind.16 Un-
ser Modell beinhaltet sowohl Kovariaten,
die über die beiden Parteien und die Befrag-
ten variieren (Partei-Bewertung, Parteiiden-
tifikation), als auch solche, die nur über 
Befragte variieren (Koalitionsbewertung
CDU-FDP, Einzugsunsicherheit FDP, Ge-
schlecht, Alter und Bildung). Während Par-
tei-Bewertung und Parteiidentifikation, ei-
ner konditionalen Logit-Spezifikation fol-
gend, nur einen Effekt-Parameter erhalten,
besitzen die anderen Kovariaten gesonderte
Effekt-Parameter für die CDU/CSU- und
FDP-Wahlwahrscheinlichkeit. In Modell 2
wird dann zur Vervollständigung des Leih-
stimmen-Modells zusätzlich die Unsicher-
heit über den Einzug der FDP sowie eine In-
teraktion zwischen dieser Variable und der
Bewertung einer schwarz-gelben Koalition
aufgenommen.

Von Interesse ist zunächst der Effekt der
Koalitionsbewertung auf die Wahrschein-
lichkeit, die CDU, die FDP oder eine ande-
re Partei zu wählen. Betrachtet man die Ba-
sismodelle, so zeigt sich, dass die FDP in
Niedersachsen und im Bund substantiell
mehr von einer starken CDU/FDP-Koaliti-
onsbewertung profitieren konnte als die
CDU (unter Konstanthaltung anderer Varia-
blen). In Niedersachsen ist die Differenz da-
bei stärker ausgeprägt als auf Bundesebene.
In Bayern ist der generelle Einfluss der Ko-
alitionsbewertung auf die Wahlentschei-
dung von geringerer Bedeutung. Zwar
scheint die FDP auch hier von einer ausge-
prägten Koalitionsbewertung stärker zu pro-
fitieren als die CDU, jedoch ist dieser Un-
terschied nur marginal.

Weiter oben haben wir argumentiert,
dass eine positive Koalitionsbewertung al-
lein noch nicht die Vergabe einer Leihstim-
me bewirkt. Stattdessen sollten insbesonde-

re Wähler, die eine schwarz-gelbe Koalition
durch das Scheitern der FDP in Gefahr se-
hen, dazu tendieren, eher die FDP zu wäh-
len. Der Interaktionseffekt zwischen Koaliti-
onsbewertung und der Einzugsunsicherheit
sollte für die FDP demnach positiv und sub-
stantiell größer sein als für die CDU. Be-
trachtet man Modell 2 für die Wahl in Nie-
dersachsen, so bestätigt sich diese Erwar-
tung. Sowohl für die FDP als auch für die
CDU ist der Interaktionseffekt positiv und
signifikant, d.h. der Einfluss der Koalitions-
bewertung ist für unsichere Wähler größer
als für Wähler, die sich sicher waren, dass
die FDP einzieht oder scheitert. Der ge-
schätzte Effekt ist für die FDP ebenfalls deut-
lich stärker als für die CDU. In Übereinstim-
mung mit der Leihstimmen-Logik deutet
dies darauf hin, dass die FDP stärker von
Wählern profitiert, die eine starke Präferenz
für eine schwarz-gelbe Regierung besitzen
und gleichzeitig Zweifel am Einzug der FDP
ins Parlament haben. Betrachtet man hinge-
gen die Ergebnisse für Bayern und den
Bund, so zeigen sich stark abweichende Re-
sultate. In Bayern verändern sich die Para-
meter durch die Hinzunahme des Interakti-
onseffekts nur unwesentlich. Beide Interak-
tionseffekte sind nicht substantiell unter-
schiedlich von null. Dies deutet darauf hin,
dass das Leihstimmen-Modell in diesem Da-
tensatz keine zusätzliche Erklärungskraft
entfaltet. Für den Datensatz zur Bundestags-
wahl sind beide Interaktionseffekte nicht
signifikant und zeigen in entgegengesetzte
Richtungen. Der Interaktionseffekt für die
FDP ist positiv und der Effekt für die CDU
ist negativ. Unter Umständen kann dies zu
einer Bestätigung des Leihstimmen-Kalküls
führen, da eine erhöhte Koalitionspräferenz
unter Befragten, die sich hinsichtlich des
FDP-Einzugs unsicher sind, noch stärker der
FDP zu Gute kommt als der CDU. Dieser
Erklärungsansatz erscheint aber aufgrund
der Nicht-Signifikanz der Interaktionseffekte
fraglich. Der Effekt der Koalitionsbewertung

16 Parteiidentifikation ist als Dummy-Variable kodiert, für die der Wert „1“ Identifikation mit der CDU/CSU
bzw. FDP bedeutet und „0“ keine Identifikation mit diesen Parteien bzw. Identifikation mit einer ande-
ren Partei. Deskriptive Statistiken für die Variablen finden sich im Anhang. Auffällig ist hierbei der unter-
schiedliche Anteil derer, die sich mit der FDP identifizieren.
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auf die Wahrscheinlichkeit, FDP zu wählen,
scheint demnach nicht zwischen unsiche-
ren und sicheren Wählern zu variieren, wie
es das Leihstimmen-Argument impliziert.
Des Weiteren sind die direkten Effekte der
Einzugsunsicherheit von Interesse. Im Bund
sind diese stark negativ für die FDP, aber
positiv für die CDU. Unsichere Wähler ha-
ben demzufolge eventuell grundsätzlich ei-
ne geringere Wahrscheinlichkeit, die FDP
zu wählen.17

Um die substantiellen Implikationen der
geschätzten Basismodelle zu verdeutlichen,
simulieren wir die Differenz zwischen der
Wahrscheinlichkeit, FDP und der Wahr-
scheinlichkeit, CDU zu wählen. Wir simu-
lieren diese Wahrscheinlichkeiten für reprä-
sentative Wähler, die sich einmal unsicher
sind, ob die FDP ins Parlament einzieht,

und ein anderes Mal sicher. In den gewähl-
ten Szenarien bewerten diese Wähler die
FDP nur etwas negativer (8 von 10) als die
CDU (10 von 10) und besitzen einmal eine
starke Präferenz für die Koalition (10 von
10) und ein anderes Mal eine etwas schwä-
chere (8 von 10). Unser Augenmerk liegt
hierbei auf der Veränderung der vorherge-
sagten Wahrscheinlichkeit durch die Stär-
kung der Koalitionsbewertung. Abbildung 2
zeigt die Ergebnisse der Simulation.18 Für
die Wahl in Niedersachsen zeigt sich eine
Bestätigung der Leihstimmen-Logik. Für
Wähler, die sich unsicher sind, ob die FDP
einzieht, steigt die Wahrscheinlichkeit, FDP
zu wählen, signifikant an. Während ein
Wähler mit starker Koalitionspräferenz ein-
deutig dazu tendiert, der FDP seine Stimme
zu geben (Differenz 50 Prozentpunkte), zei-

17 Es soll angemerkt werden, dass bei der direkten Interpretation von Interaktionsmodellen Vorsicht gebo-
ten ist. Im Kontext von Wahlentscheidungsmodellen hängt der marginale Effekt auf die Wahlwahrschein-
lichkeit immer auch von der vorhergesagten Wahrscheinlichkeit ab (Ai & Norton, 2003). Eine sinnvolle
Möglichkeit, die Effekte zu begutachten, sind simulierte Wahrscheinlichkeiten (Berry, DeMeritt & Esarey,
2010). Im nächsten Abschnitt werden wir auf diese Möglichkeit zurückgreifen.

18 Zur Simulation berechnen wir die vorhergesagten Wahlwahrscheinlichkeiten für die angegebenen Szena-
rien. Wir nehmen weiter an, dass die Person keine Parteiidentifikation vorweist und setzen weitere Para-
meter auf den Durchschnitt des jeweiligen Datensatzes. Um die Unsicherheit der Parameterschätzung auf
die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten zu übertragen, nutzen wir eine von King, Tomz & Wittenberg
(2000) entwickelte Methode.

Abbildung 2. Simulierte Differenz in Wahrscheinlichkeiten, FDP zu wählen minus CDU zu wählen
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gen die vorhergesagten Wahrscheinlichkei-
ten für einen Wähler mit etwas schwächerer
Präferenz eine in etwa ausgeglichene Chan-
ce, entweder CDU oder FDP zu wählen 
(-15 Prozentpunkte). Dieser Anstieg ist von
substantiellem Interesse: Zwei Punkte auf
der Rating-Skala verschieben die Wahr-
scheinlichkeit um 65 Prozentpunkte zu
Gunsten der FDP. Für Wähler, die sich si-
cher sind, ist dieser Anstieg deutlich gerin-
ger und statistisch insignifikant. Mit starker
Koalitionsbewertung tendieren die Wähler
zwar dazu, eher die FDP zu wählen (30 Pro-
zentpunkte), basierend auf der statistischen
Unsicherheit unserer Schätzung können wir
diese aber nicht von Wählern mit schwa-
cher Koalitionsbewertung unterscheiden.
Dies bestätigt die Leihstimmen-Logik: Die
Unsicherheit über den Einzug der FDP be-
wirkt einen enormen Stimmengewinn unter
Wählern mit einer stark positiven Koaliti-
onsbewertung. Die Ergebnisse der Simulati-
on für die Wahlen in Bayern und im Bund
unterscheiden sich erheblich von denen in
Niedersachsen. Alle simulierten Differen-
zen liegen im negativen Bereich. Im Unter-
schied zur Landtagswahl in Niedersachsen
sagen die Modelle für einen Wähler mit den
gleichen Bewertungen also eine deutlich
höhere Wahrscheinlichkeit voraus, für die
CDU zu stimmen. Überraschend ist vor al-
lem die Veränderung der Differenz im Bun-
destag. Für sichere Wähler ist die Differenz
hier etwas weniger zu Gunsten der CDU
ausgeprägt als für unsichere Wähler. Wie
bereits diskutiert, wird diese durch den di-
rekten Effekt der Einschätzung über den Ein-
zug der FDP verursacht (der sich negativ auf
die FDP-Wahl und positiv auf die CDU-
Wahl auswirkt). Allgemein zeigt sich bei
stark positiver Koalitionsbewertung weder
im Bund noch in Bayern ein substantieller
Zugewinn von FDP-Stimmen; weder für
Wähler, die sich sicher sind, noch für sol-
che, die sich unsicher sind, ob die FDP ins
Parlament einzieht. Diese Beobachtung ist
eindeutig konträr zur Leihstimmen-Logik.

Insgesamt findet sich nur in der nieder-
sächsischen Landtagswahl Evidenz für die
Leihstimmen-Logik. Die individualistische
Perspektive, nach der Leihstimmen unab-

hängig vom Kontext ein sinnvolles strategi-
sches Wahlverhalten für einen Teil der Wäh-
ler darstellen, wird dadurch in Frage gestellt.
Im nächsten Abschnitt diskutieren wir weite-
re Erklärungsansätze, die zum Verständnis
von Leihstimmverhalten beitragen könnten.

6 Diskussion

Dieser Beitrag hat untersucht, inwiefern
wählerbasierte Modelle strategischen Wäh-
lens das Leihstimmverhalten in drei Wahlen
des Jahres 2013 erklären können. Diese
Modelle argumentieren, dass es für Wähler
Sinn macht, ihre Zweitstimme dem Junior-
partner zu überlassen, wenn sie den Junior-
Koalitionspartner ihrer präferierten Koaliti-
on aufgrund der 5 %- Hürde gefährdet se-
hen. Die wählerbasierte Logik, auf der die-
se Modelle beruhen, bedeutet in der Konse-
quenz, dass diese Wähler unabhängig vom
jeweiligen Kontext einer Wahl Leihstimmen
vergeben sollten. Diese Erwartung bestätigt
sich empirisch nicht. Nur bei der Landtags-
wahl in Niedersachsen ist unsere statisti-
sche Analyse imstande, Wahlverhaltens-
muster zu identifizieren, die mit der indivi-
dualistischen Leihstimmen-Logik überein-
stimmen. Bei der Landtagswahl in Bayern
und bei der Bundestagswahl beobachten
wir keine Anzeichen, dass die Leihstimmen-
Logik eine Rolle gespielt hat. Dieser Befund
fordert die allgemeine Gültigkeit des wäh-
lerbasierten Ansatzes heraus.

Warum funktionierte die individualisti-
sche Leihstimmen-Logik nur bei der Land-
tagswahl in Niedersachsen und nicht in
Bayern oder im Bund? Zuerst sollte noch
einmal auf die unterschiedlichen Koalitions-
optionen der Unionsparteien bei den Wah-
len hingewiesen werden. Während in Nie-
dersachsen die Rückfalloption „Große Ko-
alition“ nicht zur Verfügung stand, war sie
im Bund sogar recht wahrscheinlich. In Bay-
ern bestand zudem die Option auf eine Al-
leinregierung der CSU. Obwohl die
schwarz-gelbe Koalition in allen drei Kon-
texten von einem großen Teil der Unions-
anhänger präferiert wurde und somit Leih-
stimmen möglich gewesen wären, ist nicht
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auszuschließen, dass diese Variation in den
Parteikonstellationen Auswirkungen auf die
Relevanz des Leihstimmen-Kalküls für die
Unionswähler hatte.

Ein alternativer Erklärungsansatz für
Leihstimmen wird vor allem von politischen
Kommentatoren vertreten. Anders als der
individualistische Erklärungsansatz betont
dieser oftmals die Signale, die von den Par-
teien vor der Wahl ausgesendet werden.
Dieser elitenbasierte Ansatz argumentiert,
zumeist implizit, dass Signale entscheidend
dafür sind, ob Wählergruppen Leihstimmen
vergeben oder nicht. Sprich, nur wenn die
Unionsparteien ihren Wählern signalisie-
ren, dass Leihstimmen in einem bestimmten
Kontext strategisch sinnvoll und erwünscht
sind, werden einige der Unionsanhänger
Leihstimmen vergeben. Auch wenn dieser
Perspektive in der neueren politikwissen-
schaftlichen Forschung weniger Beachtung
geschenkt wird, sind wir überzeugt, dass sie
zum Verständnis unterschiedlichen Leih-
stimmverhaltens in den drei Wahlen sub-
stantiell beitragen kann.19 Es ist auffällig,
dass in Niedersachsen die CDU-Signale für
Leihstimmen eher positiv waren. Der CDU-
Spitzenkandidat McAllister sprach das The-
ma bei einem Auftritt auf einer FDP-Wahl-
kampfveranstaltung sogar direkt an: „Viele
CDU-Wähler haben mir in den vergange-
nen Tagen gesagt, sie überlegten, zum ers-
ten Mal in ihrem Leben mit der Zweitstim-
me FDP zu wählen. Wenn nur ein Bruchteil
von ihnen das wirklich tut, dann wird die
FDP fünf Prozent erreichen und wieder in
den Landtag kommen.“ (Vgl. zeit-online.de
05.01.2013) Diese oft zitierte Aussage wur-
de als Leihstimmen-Signal der CDU inter-
pretiert und zusätzlich unterstrichen durch
die Tatsache, dass ein CDU-Spitzenkandi-
dat bei einer Wahlveranstaltung der FDP
auftrat. Im Bund und in Bayern waren sol-
che Signale dagegen kaum vorhanden. Im
Gegenteil warb Angela Merkel explizit für
beide Stimmen der Wähler: „Wenn ich ein
starkes Mandat als Bundeskanzlerin auch in
der Zukunft haben soll, dann ist es gut,

wenn ich viel Unterstützung mit beiden
Stimmen von den Menschen in Deutsch-
land bekommen kann.“ (Vgl. ruf-der-hei-
mat.com vom 01.12.2013) Horst Seehofer
ließ sogar selbstsicher verlauten: „Es gibt
keine Leihstimmen.“ (Vgl. tagesspiegel.de
vom 16.09.2013)

Das Aussenden solcher Signale oder ihr
Ausbleiben kann die Koordination zwi-
schen Wählern vereinfachen, ob eine Leih-
stimme gewünscht und aussichtsreich ist.
Ein grundsätzliches Problem, dem sich po-
tentielle Leihstimmengeber ausgesetzt se-
hen, ist die Frage, wer nun seine Stimme
dem Juniorpartner „leiht“. Man beachte
exemplarisch eine Situation, in der zwei po-
tentielle Leihstimmengeber gleichzeitig und
unabhängig entscheiden, ob sie ihre Stim-
me dem Juniorpartner überlassen oder
nicht. In einer Situation, in der eine der bei-
den Stimmen ausreichend wäre, um dem
Juniorpartner über die Hürde zu helfen und
damit die Koalition zu ermöglichen, müs-
sen sich die beiden Wähler koordinieren,
zumal beide womöglich eher für ihre
Stammpartei stimmen würden. In einer sol-
chen hypothetischen Situation sind zwei
suboptimale Ergebnisse möglich: Beide ge-
ben ihre Stimme dem Juniorpartner und
schwächen somit ihre Stammpartei, oder
beide stimmen für ihre Stammpartei und die
Koalition kommt nicht zustande. Signale
der Parteien könnten dabei helfen, dieses
Koordinationsproblem zu überwinden. Die-
se theoretische Überlegung verbindet die
elitenbasierte und die individualistische
Perspektive und kann die zukünftige For-
schung zu den Folgen von Koalitionssigna-
len leiten. Allerdings scheint es schwierig,
einen überzeugenden Test des Eliten-Ansat-
zes zu finden, da dieser Variation auf der
Wahlebene als erklärend für Leihstimmen-
verhalten ansieht. Es ist jedoch nur eine ge-
ringe Anzahl an Wahlen mit vergleichbaren
Koalitionskonstellationen verfügbar, und
die verlässliche Messung von Parteisignalen
ist schwierig. Laborexperimente könnten
hier Abhilfe schaffen.

19 Ältere Beiträge, die eine ähnliche Perspektive vertreten, sind unter anderem Laux (1973) und Roberts
(1988).
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Die Theorie des Leihstimmenwählens ist
im Grunde eine Anwendung der Erwar-
tungsnutzentheorie. Psychologische Kon-
zepte wie Erwartungsbildung oder Präferen-
zen, die ja die zentralen Bausteine der Leih-
stimmen-Logik sind, werden hier als exogen
behandelt. Unser Argument setzt psycholo-
gische Mechanismen voraus, die zur Bil-
dung von Erwartungen über den Wahlaus-
gang bzw. den Einzug bestimmter Parteien
ins Parlament oder zur Bildung von Präfe-
renzen führen. Sie sind aber nicht Bestand-
teil des Theorietests. Sie können es auch
nicht sein. Wir können mit den verwende-
ten Daten weder die Prozesse der Erwar-
tungsbildung noch der Präferenzformation
endogenisieren. Selbst Prozesse der Infor-
mationsverarbeitung, die diese Mechanis-
men besser beschreiben, können wir mit
Umfragedaten nicht hinreichend genau
adressieren. Unser Beitrag zur Politischen
Psychologie bleibt folglich zu zeigen, abge-
leitet aus einem sparsamen Erwartungsnut-
zenmodell für Wähler, dass sich scheinbar
„gleiche“ Wähler aufgrund unterschiedli-
cher Erwartungen unterschiedlich verhal-
ten.
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Anhang

Fragetexte

Wahlabsicht

MEDW Q7b:
Den Kandidaten/Die Kandidatin welcher
Partei werden Sie in Ihrem Wahlkreis mit
der Zweitstimme wählen?

GLES Q11b:
Bei der Bundestagswahl können Sie ja zwei
Stimmen vergeben. Die Erststimme für ei-
nen Kandidaten aus Ihrem Wahlkreis und
die Zweitstimme für eine Partei. Hier ist ein
Musterstimmzettel, ähnlich wie Sie ihn bei
der Bundestagswahl erhalten. Was werden
Sie auf Ihrem Stimmzettel ankreuzen? Bitte
nennen Sie mir jeweils die Kennziffer für Ih-
re Erst- und Zweitstimme.

Rating Parteien

MEDW Q17:
Bitte bewerten Sie die folgenden Parteien
auf Bundesebene auf einer Skala von 0 bis
10, wobei 0 bedeutet, dass Sie von dieser
Partei überhaupt nichts halten, und 10, dass
Sie von dieser Partei sehr viel halten.

GLES Q21:
Was halten Sie so ganz allgemein von den
einzelnen politischen Parteien? Sagen Sie es
mir bitte anhand dieser Skala. -5 heißt, dass
Sie überhaupt nichts von der Partei halten,
+5 heißt, dass Sie sehr viel von der Partei
halten. Mit den Werten dazwischen können
Sie Ihre Meinung abstufen. Was halten Sie
von der...?
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Rating Koalitionen

MEDW Q21:
Bitte bewerten Sie die möglichen Koalitio-
nen nach der Bundestagswahl auf einer Ska-
la von 0 (= halte sehr wenig davon) bis 10
(= halte sehr viel davon).

GLES Q79:
Nun eine Frage zur möglichen Zusammen-
setzung der Bundesregierung nach der
nächsten Bundestagswahl. Unabhängig da-
von, wie wahrscheinlich eine solche Koali-
tion Ihrer Meinung nach ist, für wie wün-
schenswert halten Sie persönlich die folgen-
den Koalitionsregierungen?

Einzugswahrscheinlichkeit

MEDW Q23:
Wie wahrscheinlich ist Ihrer Meinung nach
der Einzug der folgenden Parteien in den
Landtag von [Bayern/Niedersachsen]? 0 be-
deutet „sehr unwahrscheinlich“ und 10
„sehr wahrscheinlich“, mit den Werten da-
zwischen können Sie Ihre Meinung abstu-
fen.

GLES Q16:
Für wie wahrscheinlich halten Sie es, dass
die folgenden Parteien bei der bevorstehen-
den Bundestagswahl jeweils genügend
Stimmen bekommen, um in den Bundestag
einzuziehen? Bestimmt, wahrscheinlich,
vielleicht, wahrscheinlich nicht oder be-
stimmt nicht? Wie ist das mit der...?

Parteiidentifikation

MEDW Q47 + Q47a:
Stehen Sie – ganz allgemein – auf Bundes-
ebene einer bestimmten Partei nahe?
Um welche Partei handelt es sich?

GLES Q119:
Und nun noch einmal kurz zu den politi-
schen Parteien. In Deutschland neigen viele
Leute längere Zeit einer bestimmten politi-
schen Partei zu, obwohl sie auch ab und zu
eine andere Partei wählen. Wie ist das bei
Ihnen: Neigen Sie – ganz allgemein gespro-
chen – einer bestimmten Partei zu? Und
wenn ja, welcher?

Variable N Mittelwert sd Min Max

Bewertung CDU 926 4.876 3.201 0 10

Bewertung FDP 920 2.579 2.618 0 10

Bewertung CDU-FDP 898 3.425 3.411 0 10

Wahr. Einzug FDP 909 3.641 2.652 0 10

Geschlecht 983 .514 .500 0 1

Alter 983 47.410 14.440 18 81

Bildung 983 4.061 1.695 1 7

PID CDU 983 .119 .324 0 1

PID FDP 983 .011 .105 0 1

Tabelle A1. Deskriptive Statistik: Niedersachsen

Datenquelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEDW-Datensatz (Blais, 2010)

Tabellen
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Variable N Mittelwert sd Min Max

Bewertung CDU 5.631 6.121 3.013 0 10

Bewertung FDP 5.375 4.426 2.588 0 10

Bewertung CDU-FDP 5.480 4.574 3.176 0 10

Wahr. Einzug FDP 5.547 5.164 2.572 0 10

Geschlecht 5.906 .508 .500 0 1

Alter 5.906 45.140 13.270 18 88

Bildung 5.906 4.305 1.934 1 7

PID CDU 5.906 .147 .354 0 1

PID FDP 5.906 .037 .189 0 1

Tabelle A2. Deskriptive Statistik: Bayern

Datenquelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEDW-Datensatz (Blais, 2010)

Variable N Mittelwert sd Min Max

Bewertung CDU 1.962 6.728 2.881 1 11

Bewertung FDP 1.930 4.993 2.469 1 11

Bewertung CDU-FDP 1.882 5.728 3.302 1 11

Wahr. Einzug FDP 1.909 2.547 1.025 1 5

Geschlecht 2.001 .494 .500 0 1

Alter 2.001 55.800 18.900 16 99

Bildung 1.995 3.108 1.334 1 9

PID CDU 2.001 .297 .457 0 1

PID FDP 2.001 .022 .147 0 1

Tabelle A3. Deskriptive Statistik: Bund

Datenquelle: Eigene Berechnungen basierend auf GLES, ZA5700 (Rattinger et al., 2014)

Dieses Dokument ist lizenziert für BW|Universität Mannheim, uV31096g.
Alle Rechte vorbehalten. © Politische Psychologie.  Download vom 12.02.2024 08:31 von www.wiso-net.de.



107Leihstimmen im Bundestagswahljahr 2013

Lukas Stötzer, M.Sc.
Quantitative Methods in the Social Sciences
University of Mannheim
A 5, 6, Building C, Room C 221
68131 Mannheim
lstoetze@mail.uni-mannheim.de

Lukas Stötzer, M.Sc., wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Politische Wissenschaft, Quantitative Sozialwissenschaftliche Metho-

den an der Universität Mannheim. Forschungsschwerpunkte: Wahlverhalten, Politische
Psychologie und Quantitative Methoden.

Steffen Zittlau, M.A., wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Politische Wissenschaft, Quantitative Sozialwissenschaftliche Metho-
den an der Universität Mannheim. Forschungsschwerpunkte: Wahl-
verhalten und Quantitative Methoden.

Professor Thomas Gschwend, Ph.D., Lehrstuhlinhaber Politische Wis-
senschaft, Quantitative Sozialwissenschaftliche Methoden an der
Universität Mannheim. Forschungsschwerpunkte: Wahlverhalten, öf-
fentliche Meinungsbildung, Politische Psychologie und Quantitative
Methoden.

Tobias Witt, B.A., Studentische Hilfskraft am Lehrstuhl für Politische
Wissenschaft, Quantitative Sozialwissenschaftliche Methoden an der
Universität Mannheim.

Dieses Dokument ist lizenziert für BW|Universität Mannheim, uV31096g.
Alle Rechte vorbehalten. © Politische Psychologie.  Download vom 12.02.2024 08:31 von www.wiso-net.de.


